
Schmidt  (DSU):

Ich würde zu diesem Punkt an einem anderen Tagesordnungs
punkt 4 noch Stellung nehmen können. Vielleicht können wir die 
Diskussion nachher anschließen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. U11 m a n n:

Es liegen noch Wortmeldungen vor; gestatten Sie weitere An
fragen? - (Nein.)

Schmidt  (DSU):

Dabei ist grundsätzlich im Auge zu behalten, daß in der DDR 
bisher nur etwa 5 % des Bruttosozialproduktes in das Gesund
heitswesen geflossen sind im Vergleich zur Regelung in der 
Bundesrepublik Deutschland, wo 10 % in das Gesundheitswesen 
fließen. Mit diesem Anteil ist eine Qualität der Versorgung wie 
etwa in der Bundesrepublik im Augenblick nicht zu erreichen.

Da sich die Anzahl der tatsächlich Kranken in der DDR auch 
nach dem 3.10. nicht ändern wird, werden sich auch die Lei
stungsanforderungen an unsere Einrichtungen nur unwesent
lich vermindern. Es ist daher unbedingt sicherzustellen, daß - 
anders als in der Wirtschaft nach dem 1. Juli - die neuen Metho
den der Leistungsabrechnung und Finanzierung auch wirklich 
iofort greifen. Es kann daher nicht sein, daß auch nur eine Ein
richtung geschlossen wird, bevor andere Leistungserbringer zur 
Verfügung stehen.

Abgesehen von dieser mehr verwaltungstechnischen Frage 
muß gesichert werden, daß die verheißene Verbesserung der 
Ausstattung mit Medizintechnik auch wirklich bald stattfindet, 
weil ohne diese eine Leistungsverbesserung behindert wird.

Bleibt zum Abschluß noch die Forderung, alle auf dem Weg be
findlichen Rechtsvorschriften, die das Gesundheitswesen be
treffen, noch heute oder nächste Woche zu verabschieden. - Ins
gesamt empfehle ich für die Fraktion der Deutschen Sozialen 
Union, dem Einigungsvertrag zuzustimmen.

(Spärlicher Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ul lmann :

Vielen Dank, Herr Abgeordneter.

Wenn es um die Gebührenordnung geht, dann nicht, dann spä
ter. - Das ist jetzt ein Geschäftsordnungsantrag?

Dr.  Opi tz  (F.D.P.):

Darf ich eine persönliche Erklärung abgeben? - Entsprechend 
der Geschäftsordnung, weil ich etwas richtigstellen möchte.

Der Abgeordnete hat gesagt, es seien wahltaktische Überle
gungen, was in meinen Ausführungen zum Ausdruck kam. 
Wenn er bei der Sitzung des Gesundheitsausschusses bis zum 
Schluß anwesend gewesen wäre, hätte er gewußt, daß ich beauf
tragt worden bin, die Meinung des gesamten Ausschusses - und 
wir sind hier anderer Ansicht, wenn wir es vielleicht auch falsch 
interpretieren - darzustellen.

Ich finde es außerdem einen billigen Stil, Angriffe zu machen 
und nicht bereit zu sein, Anfragen zu beantworten.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ul lmann :

Wir haben die Erklärung gehört und fahren in der Aussprache 
fort. Wir hätten sie eigentlich lieber hinterher einordnen müs

sen. Aber wir fahren jetzt fort. Das Wort bekommt die Frau Abge
ordnete Hildebrandt von der Fraktion der SPD.

Frau Dr. Hi ldebrandt  (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte mit ei
nem Satz beginnen, der am 19. April 1990 hier gesprochen wurde:

„Wir bringen ein (nämlich in die deutsche Einheit) unsere 
Sensibilität für soziale Gerechtigkeit, für Solidarität und To
leranz.“

Sie können es sich denken, ich möchte zur sozialen Gerechtig
keit sprechen und als erstes - da das auch zu meinen zwei Punk
ten paßt, zur Mindestsicherung und zur Beherrschung der Ar
beitslosigkeit - sagen, daß das, was vorhin an dieser Stelle von 
Herrn Krause gesagt wurde, schlicht und ergreifend falsch war. 
Ich meine die Antwort auf die Anfrage zu den 495 DM Mindest
rente und wie es mit der Dynamisierung aussieht. Darauf gab 
Herr Krause die Antwort: Herr Blüm hat von 10% Dynamisie
rung gesprochen, und zwar in Kürze.

Tatsache ist aber, daß der Sozialzuschlag, der in diesen 
495 Mark drin ist, nicht mit dynamisiert wird. Dynamisiert wird 
die Rente, und der Sozialzuschlag wird aufgeschmolzen. Das 
heißt, wenn eine 10%ige Dynamisierung für eine Rente von 
330 DM stattfindet, dann bekommt der Rentner ab jetzt eine dy
namisierte Rente von 360 DM, dafür aber einen entsprechend ab
geschmolzenen Sozialzuschlag, so daß beides zusammen 
495 Mark ergibt. Also diese 495 Mark bleiben ihm erhalten, so lan
ge, bis nach möglicherweise fünf- bis achtjähriger Dynamisie
rung der Sozialzuschlag gänzlich abgeschmolzen ist und die 
Rente nunmehr allein als Rente 495 DM beträgt. Ab dann wird 
die Dynamisierung erst wirklich, absolut wirksam. Und das ist 
das, was im Einigungsvertrag festgeschrieben wurde.

In dieser Situation sehen sich fast 100 000 Rentner - das ist viel
leicht etwas übertrieben. Sie werden dabei konfrontiert nicht 
nur mit den höheren Kosten für Lebensmittel und den höheren 
Kosten für die Dienstleistungen, sondern in Zukunft auch mit 
den höheren Kosten für die Beiträge für Funk und Fernsehen 
und anderes. Darüber hinaus müssen sie ab Januar 1991 noch da
mit rechnen, daß sie Zuzahlungen machen müssen für medizini
sche Leistungen, beginnend beim Zahnersatz. Das heißt also, ge
rade die älteren Bürger, die die Leistungen in besonderem Maße 
beanspruchen, sind mit den 495 DM völlig alleingelassen.

(Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann: Frau Abgeordne
te, erlauben Sie eine Zwischenfrage?)

Aber ja.

Dr. Gys i  (PDS):

Frau Abgeordnete Hildebrandt, haben Sie den Vertrag zusätz
lich so verstanden, daß dieser Sozialzuschlag ohnehin ab 1995 
wegfällt? Das heißt, bis dahin - oder ab ’92?

(Frau Hildebrandt, SPD: Nein, ’92 der Eintritt und fünf Jahre 
Bestandsschutz.)

Also wegfällt mit der Maßgabe, daß, wenn durch die Dynami
sierung der Renten noch ein Betrag unter 495 DM herauskommt, 
sogar eine Reduzierung erfolgt?

Frau Dr. Hi ldebrandt  (SPD):

Ja, das ist richtig, nur ich gehe davon aus, daß das eintritt, was 
den Bürgern ja immer zum Trost gesagt wurde: Ab Januar näch
sten Jahres wird die Kriegsopferversorgung eingeführt, ab ’92 
das Witwenrentenrecht, also das Rentenrecht und damit auch 
die Witwenrente. Dadurch werden einige Hunderttausende von 
unseren Rentnern höhere Renten erhalten. Ich hoffe, daß es zum 
Schluß nicht mehr allzuviele sind, bei denen sich das noch redu
zieren wird. Aber theoretisch ist das richtig.

(Unruhe bei CDU/DA und PDS - 
Zuruf von der PDS: Sie müssen ehrlich sein!)
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